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Gesetz 

zu dem Übereinkommen vom 15. Dezember 1960 
gegen Diskriminierung im Unterrichtswesen 
und zu dem Protokoll vom 18. Dezember 1962 
über die Errichtung einer Schlichtungs- und Vermittlungskommission 

Vom 9. Mai 1968 


Der Bundestag hat das (olgondc Gesetz be¬ 
schlossen: 

Artikel 1 

Dem in Paris am 15. Dezember I960 Unterzeichne¬ 
ten Übereinkommen gegen Diskriminierung im 
Unterrichtswesen und dem in Paris am 18. Dezember 
1962 Unterzeichneten Protokoll über die Errichtung 
einer Schlichtungs- und Vermittlungskommission zur 
Beilegung möglicher Streitigkeiten zwischen den 
Vertragsstaaten des Übereinkommens gegen Diskri¬ 
minierung im Unterrichtswesen wird zugestimmt. 
Das Übereinkommen und das Protokoll werden 
nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest¬ 
stellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver¬ 
kündung in Kraft. 


(2) Die Tage, an denen das Übereinkommen nach 
seinem Artikel 14 Satz 2 und das Piotokoll nach 
seinem Artikel 24 für die Bundesrepublik Deutsch¬ 
land in Kraft treten, sind im Bundesgesetzblatt be- 
kan ntzugeben. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 

Bonn, den 9. Mai 1968 

Der Bundespräsident 
L ü b k e 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Brandt 

D e r B undesminister des A u s w a r t i g e n 
Brandt 








